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1. Vormarsch und Bedeutung der erneuerbaren Energien 

Die europäische Energieversorgung durchlebt in jüngster Zeit einen heftigen Wandel. 

Begonnen als Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl entwickelt sich die 

Europäische Union zunehmend zu einem die Umwelt und die nachhaltige Energieversorgung 

berücksichtigenden Wirtschaftsraum. So war bis vor kurzem – auch aufgrund der 

Wirtschaftskrise – noch der Ausbau der konventionellen Energieträger in vielen 

Mitgliedstaaten (z.B.: Laufzeitverlängerung der Kernkraftwerke in Deutschland) geplant. 

Spätestens seit der Katastrophe von Fukushima hat ein Umdenken in der Europäischen 

Energiepolitik eingesetzt.  

Bereits vor dem Vertrag von Lissabon wurde dem Umweltschutz und der nachhaltigen 

alternativen Energieerzeugung auf Grundlage des seinerzeitigen Art. 175 EGV durch die 

Richtlinie 2001/77/EG zur Förderung der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen 

Rechnung getragen (siehe nur RL 2001/77/EG, EG 1). Der rasante Aufstieg der BRICS-

Länder und der damit verbundene Mehrbedarf an fossilen Rohstoffen sowie der aufgrund der 

Kyoto-Ziele notwendige Beitrag zum Klimaschutz führten zu einem größeren Bedarf an 

alternativen Energien und effizienterer Energieeinsparung. Weitere sekundärrechtliche 

Rechtsakte zum europäischen Energierecht waren daher die Folge. Selbst im Vertrag von 

Lissabon wurde für das europäische Energierecht mit dem Art. 194 eine eigene Bestimmung 
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hinsichtlich einer europäischen Energiepolitik – unter anderem mit dem Ziel der Förderung 

der Energieeffizienz und von Energieeinsparungen sowie Entwicklung neuer und 

erneuerbarer Energiequellen – und einer eigenen Kompetenzgrundlage zur Verfolgung 

derselben erlassen. Die Organe der Europäischen Union hatten längst erkannt, dass der 

notwendige Umstieg von einer zentralisierten Energieversorgung zu einer dezentralisierten 

notwendig ist (so bereits Fechner, Globale Energieperspektiven für Industrienationen und die 

3. Welt, Wissenschaft und Umwelt Interdisziplinär, 2/2000, 59 (61)).  

 

2. Kommunaler Nutzen des Einsatzes erneuerbarer Energiequellen vor Ort 

Als Vorteile der dezentralen Nutzung erneuerbarer Energien nennen das Europäische 

Parlament und der Rat der Europäischen Union eine „bessere lokale 

Energieversorgungssicherheit, kürzere Transportwege und geringere übertragungsbedingte 

Energieverluste“. Der Nutzen aus Sicht der Kommunen besteht in der Schaffung von 

Erwerbsquellen und Arbeitsplätzen vor Ort (RL 2009/28/EG, ErwG 6; siehe auch Hennecke, 

Hans-Günter/Ritgen, Klaus, Kommunales Energierecht 36). Auch die Erreichung der Kyoto-

Ziele wird durch den dezentralen Ausbau erneuerbarer Energiequellen forciert werden, 

weshalb hinter dieser Entwicklung sowohl eigene kommunale, als auch Interessen der 

übrigen Gebietskörperschaften vorzufinden sind.  

 

3. Förderung des Ausbaus von Erneuerbaren Energien durch die Kommunen 

Die wirtschaftliche Lage der in der Regel chronisch überschuldeten Kommunen lässt eine 

finanzielle Förderung für erneuerbare Energien oder gar ein eigenes 

Energieversorgungsunternehmen auf den ersten Blick unrealistisch erscheinen. Da es aber 

unzählige Möglichkeiten für den Einsatz erneuerbarer Energien sowie für die Einflussnahme 

des Ausbaus derselben gibt, eröffnen sich auch für die österreichische 

Durchschnittsgemeinde Chancen, an der Erzeugung erneuerbarer Energien teilzuhaben, sei 

es direkt oder indirekt.  

So steht den Kommunen von der eigenen Energieerzeugung in Verbindung mit der 

Bewerkstelligung von Aufgaben der Daseinsvorsorge über die Einflussnahme hinsichtlich der 

Raumplanungsmaßnahmen bis hin zur Beteiligung der Bürger an Energieprojekten eine 

Vielzahl an Varianten offen. Einige seien hier angeführt: 

 

 Eigene Leistungserbringung: 

Eine eigene Leistungserbringung ist aufgrund der finanziellen Situation der meisten 

Kommunen nur im Zusammenhang mit Aufgaben der Daseinsvorsorge oder im 

Verbund mit Privaten möglich, wobei sich hier klassische PPP oder 
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Bürgerbeteiligungen anbieten. Unter Bürgerbeteiligungen versteht man 

Finanzierungsformen, die den Gemeinden durch finanzielle Mittel der eigenen Bürger 

den Ausbau erneuerbarer Energien ermöglichen. Die Bürger erhalten hierfür eine 

verzinste Rückzahlung ihrer Investition.  

 Allgemeine Forcierung des Ausbaus in der ländlichen Region 

o Raumplanung 

Eine Möglichkeit der Einflussnahme der Kommunen zum Ausbau der regionalen 

Energieerzeugung bietet sich bspw. im Bereich der Raumplanung, wobei hier von 

einer beschränkten, aber nicht zu unterschätzenden Einflussnahme auszugehen ist. 

Raumplanerische Maßnahmen können nämlich Anreize zum Einsatz erneuerbarer 

Energien bieten oder diesen erst sinnvoll machen. Auch das sog. Repowering spielt 

in Hinblick auf die Raumplanung eine bedeutende Rolle. Unter Repowering versteht 

man den Austausch älterer und schwächerer Anlagen mit modernen, 

leistungsstärkeren. Das Repowering ermöglicht eine Konzentration von 

Stromerzeugungsanlagen bei gleichbleibender Leistung und schafft so Raum für 

andere Flächennutzungen.  

o Förderungen an Unternehmen 

Eine weitere Variante zur Forcierung des Ausbaus erneuerbarer Energien bieten 

finanzielle Förderungen für Unternehmen, wobei hier sowohl bereits angesiedelte als 

auch anzusiedelnde Unternehmen in Frage kommen.  

o Vergabekriterien 

Das Vergaberecht erlaubt bei öffentlichen Ausschreibungen die Bedachtnahme auf 

die Umweltgerechtheit der ausgeschriebenen Leistung 

o Förderungen an Haushalte 

Als klassische Förderungen für den Ausbau von alternativen Energieträgern für 

Haushalte kann man die Förderungen von Photovoltaik-Anlagen im Zuge der 

Wohnbauförderungen betrachten, welche jedoch auf landesrechtlichen Vorgaben 

beruhen. Die Unterstützung des Ausbaus von Aufdach-Photovoltaik-Anlagen wäre 

durch weitere finanzielle Anreize durch die Gemeinden denkbar. Auf diese Weise 

würde vor allem Fläche eingespart und bereits bestehende genutzt werden. Zu 

bedenken ist jedoch, dass Aufdach-Photovoltaik-Anlagen durch das ÖSG 2012 

bereits lukrativ gefördert werden. 

o Verkauf von Ausschließlichkeitsrechten an Private  

Ein moderner Trend in Niederösterreich ist der gemeindliche Verkauf von 

Exklusivrechten für den Bau von Windrädern an Unternehmen. Solche Verträge 
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verbieten anderen Unternehmen den Bau von Windrädern für eine festgelegte 

Periode. 

o Bewusstseinsbildung  

Eine kostengünstige, aber erfolgversprechende Option besteht in der 

Bewusstseinsbildung in der eigenen Bevölkerung. Diese wird grundsätzlich bereits 

mit der regionalen Energieerzeugung bewirkt. Zahllose weitere Varianten existieren 

jedoch noch. So können Zuschüsse oder Infokanäle für private Beteiligungsmodelle 

bereitgestellt werden, sofern diese die Kaufkraft an die Region binden. Als Beispiel 

sei hier nur die Schremser Schuhwerkstatt GEA genannt, die für den Ausbau von 

Solaranlagen private Darlehen bekommen hat und statt einer monetären 

Rückzahlung Warengutscheine auszahlte. 

 

4. Rechtliche Problemstellungen des Ausbaus von Erneuerbaren Energien durch 

die Kommunen 

Aus den beschriebenen Gestaltungsmöglichkeiten ergeben sich etliche rechtliche 

Fragestellungen, von denen einige hier erwähnt sein sollen. So ist fraglich, wann die 

Erzeugung von erneuerbaren Energieträgern im Zusammenhang mit der abgaben-

/gebührenfinanzierten Daseinsvorsorge eine Querfinanzierung darstellt, die vor dem 

Hintergrund der geförderten Einspeisetarife des erzeugten Stroms beihilfenrechtlich 

problematisch sein kann. Diese Frage gewinnt an Brisanz, wenn sich eine Gemeinde diese 

Aufgaben mit einem Privaten teilt. Auch die eingeschränkte Anwendbarkeit des 

Vergaberechts muss hier Beachtung finden. Verhält sich eine Kommune generell im Hinblick 

auf direkte Zuwendungen an regionale Energieversorgungsunternehmen nicht wie ein 

privater Kapitalgeber, so ist eine nähere beihilfenrechtliche Prüfung unerlässlich. Zu prüfen 

wäre eine – allenfalls modifizierte – Anwendbarkeit der „Altmark Trans“-Entscheidung des 

EuGH (EuGH, C-280/00). Um eine nicht rechtskonforme Beihilfe zu verhindern, wären auch 

argumentative Überlegungen zugunsten des Umweltschutzes angebracht, zumal die 

europäische Kommission Umweltschutzbeihilfen zulässt.  

 

Entscheiden sich Kommunen für den Bau erneuerbarer Energieträger mittels 

Bürgerbeteiligungen, ist besondere Vorsicht hinsichtlich deren rechtliche Ausgestaltung 

geboten. So kann die Ausschüttung von verzinsten Rückzahlungen zur Anwendbarkeit des 

BWG führen. Alternative Möglichkeiten wären die sogenannten „sale und lease back“-

Modelle oder Beteiligungen an einer Gesellschaft, um keine Konzessionspflicht auszulösen.  

 



6 
 

Einen weiteren Schwerpunkt dieser Arbeit sollen neben der beihilfenrechtlichen 

Fragestellung Raumordnung und -planung darstellen. Insbesondere gilt es, die Möglichkeiten 

und Grenzen der Raumplanung durch die Kommunen auszuarbeiten. Problematisch erweist 

sich diesbezüglich vor allem der Umstand, dass es sich bei der Raumordnung um eine 

Querschnittsmaterie handelt, deren Komplexität neuerdings durch das Europarecht zunimmt. 

Ebenso stellen sich interessante rechtliche Fragen in Bezug auf die Änderung von 

Flächenwidmungsplänen. 

 

5. Wissenschaftliche Frage- und Problemstellungen 

Wie oben angedeutet bietet sich von der eigenen Energieerzeugung in Verbindung mit der 

Bewerkstelligung von Aufgaben der Daseinsvorsorge über die Einflussnahme hinsichtlich der 

Raumplanungsmaßnahmen bis hin zur Beteiligung der Bürger an Energieprojekten für 

Kommunen eine Vielzahl an Varianten. Ziel der Dissertation ist es, die kommunalen 

Möglichkeiten der Nutzung alternativer Energieträger aufzuzeigen und ein 

Problembewusstsein für die damit verbundenen Rechtsfragen zu schaffen. Die rechtlichen 

Schwerpunkte werden auf das Raumordnungs- und –planungsrecht, das Beihilfenrecht und 

die Anwendbarkeit des Bankwesengesetzes gelegt. Eine übersichtliche Ausarbeitung der 

möglichen Betätigungsfelder der Kommunen im Bereich der erneuerbaren Energien wird 

ebenso wesentliches Thema dieser Arbeit sein. An dieser Stelle sei erwähnt, dass der 

Verfasser bereits eine Abschlussarbeit zur Erlangung des akademischen Titels LL.M. (WU) 

mit dem Titel „Vergaberechtliche Aspekte der kommunalen Daseinsvorsorge“ verfasst hat. 

Die Schwerpunkte dieser bereits abgeschlossenen und beurteilten Arbeit lagen jedoch im 

Vergaberecht und abgeschwächt auch im Kartellrecht, weshalb Überschneidungen nur 

hinsichtlich der allgemeinen Aufgabenbesorgung durch Kommunen sowie im geringen 

Ausmaße im Vergaberecht bestehen werden. 
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8. Zeitplan 
 

Semester Dissertationsfortschritt lt. Inhaltsverzeichnis 

SS 2013 Einleitung; Rechtliche Ausgangslage (Kapitel I und II) 

WS 2013 Aufgabenwahrnehmung durch die Gemeinde (Kapitel III, 1.) 

SS 2014 Beeinflussung der Raumplanung (Kapitel III, 2.1.) 

WS 2014 Förderungen an Unternehmen (Kapitel III, 2.2.) 

SS 2015 Förderung an Haushalte (Kapitel III, 2.3.) 

 


